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Amtliche Bekanntmachungen 
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Jahresabschluss der SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düsseldorf 
Die Gesellschafterversammlung der SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düsseldorf hat am 10.07.2020 den Jahresabschluss zum 31.12.2019 mit 
Lagebericht festgestellt und beschlossen, den Jahresüberschuss in Höhe von 2.040,15 € für das Geschäftsjahr 2019 auf neue Rechnung vorzutragen. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im 
Verwaltungsgebäude in Düsseldorf, 
Erna-Eckstein-Straße 6, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes beauftragte Deloitte Deut­
sche Baurevision GmbH Wirtschaftsprüfungs­
gesellschaft hat am 15. Juni 2020 folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs
GmbH Düsseldorf, Düsseldorf 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt. 
Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düsseldorf, – 
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, ein­
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs­
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der SWD 
Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düssel­
dorf, Düsseldorf, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels­
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord­
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch­
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertrags­

lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2019 und 

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan­
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unse­
re sonstigen deutschen Berufspflichten in Über­
einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü­
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten­
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent­
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Überein­
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord­
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah­
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab­
sichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei­
ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
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fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage­
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen­
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts­
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund­
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun­
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich angese­
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent­
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs­
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs­
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli­
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig­
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstel­
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­

lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam­
keit dieser Systeme der Gesellschaft abzuge­
ben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­
hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent­
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ablei­
tung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­
ben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll­
system, die wir während unserer Prüfung fest­
stellen. 

Düsseldorf, den 15. Juni 2020 

Deutsche Baurevision GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 

Düsseldorf, 15. Juli 2020 

SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH 
Düsseldorf 
DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG 

Dr. Heinrich Labbert 
Dr. Eva-Maria Illigen-Günther 
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Jahresabschluss der SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf  
Die Gesellschafterversammlung der SWD Städt. 
Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf hat 
am 08.07.2020 den Jahresabschluss zum 
31.12.2019 mit Lagebericht festgestellt und 
beschlossen, den Jahresüberschuss von 
2.830.847,46 € anteilig in Höhe von 
1.415.423,73 € als entnahmefähigen Gewinn auf 
dem Darlehenskonto der Kommanditistin 
gemäß § 5 Abs. 6 des Gesellschaftsvertrages 
gutzuschreiben und im Anschluss mit der beste­
henden Forderung aus dem Verrechnungskonto 
gegenüber der Landeshauptstadt Düsseldorf zu 
verrechnen sowie den verbleibenden Jahres­
überschuss in Höhe von 1.415.423,73 € auf 
neue Rechnung vorzutragen und auf dem 
Gewinnrücklagenkonto der Kommanditistin 
(Kapitalkonto III gemäß § 5 Abs. 5 des Gesell­
schaftsvertrages) zu verbuchen. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im 
Verwaltungsgebäude in Düsseldorf, 
Erna-Eckstein-Straße 6, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes beauftragte Deloitte Deut­
sche Baurevision GmbH Wirtschaftsprüfungs­
gesellschaft hat am 15. Juni 2020 folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. 
KG Düsseldorf, Düsseldorf 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt. 
Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf, 
Düsseldorf, – bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Ver­
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage­
bericht der SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH 
& Co. KG Düsseldorf, Düsseldorf, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem­
ber 2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften und Personenhan­
delsgesellschaften im Sinne des § 264a HGB 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem­
ber 2019 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2019 und 

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 

steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan­
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss­
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver­
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim­
mung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahres­
abschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften und 
Personenhandelsgesellschaften im Sinne des 
§ 264a HGB geltenden handelsrechtlichen Vor­
schriften in allen wesentlichen Belangen ent­
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch­
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz­
lichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beab­
sichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­

nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei­
ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage­
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen­
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über­
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts­
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund­
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun­
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich angese­
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent­
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs­
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nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs­
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesent­
liche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig­
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstel­
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam­
keit dieser Systeme der Gesellschaft abzuge­
ben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­
hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes­
entsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage der Gesellschaft. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ab­
leitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­
ben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll­
system, die wir während unserer Prüfung fest­
stellen. 

Düsseldorf, den 15. Juni 2020 

Deutsche Baurevision GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 

Düsseldorf, 15. Juli 2020 

SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. KG 
Düsseldorf 
DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG 

Dr. Heinrich Labbert 
Dr. Eva-Maria Illigen-Günther 



Amtliche Bekanntmachungen | Ausgabe 34 | 22. August 2020 Seite 5 

Jahresabschluss der 
SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co. KG 
Die Gesellschafterversammlung der 
SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf 
mbH & Co. KG hat am 08./28. Juli 2020 den 
vom Aufsichtsrat am 29. Juni 2020 festgestell­
ten Jahresabschluss zum 31.12.2019 mit Lage­
bericht zur Kenntnis genommen und beschlos­
sen, den Bilanzgewinn 2019 in Höhe von 
608.003,74 € den Gewinnrücklagen gemäß 
§ 272 Abs. 3 HGB zuzuführen. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im 
Verwaltungsgebäude in Düsseldorf, 
Erna-Eckstein-Straße 6, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes beauftragte Deloitte Deut­
sche Baurevision GmbH Wirtschaftsprüfungs­
gesellschaft hat am 15. Juni 2020 folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die SWD Städt. Wohnungsgesellschaft 
Düsseldorf mbH & Co. KG, Düsseldorf 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt. 
Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co. 
KG, Düsseldorf, – bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Ver­
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe­
richt der SWD Städt. Wohnungsgesellschaft 
Düsseldorf mbH & Co. KG, Düsseldorf, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2019 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften und Personenhan­
delsgesellschaften im Sinne des § 264a HGB 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem­
ber 2019 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 
31. Dezember 2019 und 

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan­
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss­
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver­
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim­
mung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahresab­
schluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften und 
Personenhandelsgesellschaften im Sinne des 
§ 264a HGB geltenden handelsrechtlichen Vor­
schriften in allen wesentlichen Belangen ent­
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch­
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz­
lichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beab­
sichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei­
ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage­
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen­
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über­
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts­
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund­
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun­
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich angese­
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent­
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs­
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs­
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli­
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
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werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig­
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstel­
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam­
keit dieser Systeme der Gesellschaft abzuge­
ben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­
hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent­
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 

nach und beurteilen die sachgerechte Ablei­
tung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­
ben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll­
system, die wir während unserer Prüfung fest­
stellen. 

Düsseldorf, den 15. Juni 2020 

Deutsche Baurevision GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 

Düsseldorf, 31. Juli 2020 

SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf 
mbH & Co. KG 
DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG 

Dr. Heinrich Labbert 
Dr. Eva-Maria Illigen-Günther 

Bekanntmachung des 
Umlegungsausschusses 
Gemäß § 71 Baugesetzbuch (BauGB) gibt der 
Umlegungsausschuss der Landeshauptstadt 
Düsseldorf ortsüblich bekannt: 
Der Verpflichtungsbeschluss vom 
12.08.2020 - Ord.-Nr. 9/92 – 
betreffend die Grundstücke: 

Gemarkung Flingern 
Flur 13 
Flurstücke 63 und 173 

ist am 21.08.2020 unanfechtbar geworden. 

Düsseldorf, den 21.08.2020 

Der Vorsitzende 
Dr. Wetterau 
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Jahresabschluss der Messe Düsseldorf GmbH  
Die Gesellschafterversammlung der 
Messe Düsseldorf GmbH von Mai 2020 hat den 
Jahresabschluss zum 31.12.2019 festgestellt. 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen wäh­
rend der üblichen Geschäftszeiten im Verwal­
tungsgebäude A, 11. OG, Zimmer 11.11, 
zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts beauftragte KPMG AG Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaft hat zum 03. April 
2020 folgenden Bestätigngsvermerk erteilt: 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Messe Düs­
seldorf GmbH, Düsseldorf – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn-
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe­
richt der Messe Düsseldorf GmbH für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem­
ber 2019 geprüft. Die Erklärung zur Unterneh­
mensführung nach § 289f Abs. 4 HGB (Anga­
ben zur Frauenquote), die im Lagebericht ent­
halten ist, haben wir in Einklang mit den deut­
schen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich 
geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels­
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord­
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli­
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertrags­
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2019 und 

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan­
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum 
Lagebericht erstreckt sich nicht auf den 
Inhalt der oben genannten Erklärung zur 
Unternehmensführung. 

    

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­

prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss­
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver­
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim­
mung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen 
Informationen verantwortlich. Die sonstigen 
Informationen umfassen die Erklärung zur 
Unternehmensführung nach § 289f Abs. 4 HGB 
(Angaben zur Frauenquote). 

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht erstrecken sich nicht auf 
die sonstigen Informationen, und dementspre­
chend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch 
irgendeine andere Form von Prüfungsschluss­
folgerung hierzu ab. 

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben 
wir die Verantwortung, die sonstigen Informa­
tionen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die 
sonstigen Informationen 

–	 wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresab­
schluss, zu den inhaltlich geprüften Lagebe­
richtsangaben oder unseren bei der Prüfung 
erlangten Kenntnissen aufweisen oder 

–	 anderweitig wesentlich falsch dargestellt 
erscheinen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahres­
abschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten­
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent­
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Überein­
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord­
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah­
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab­
sichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 

Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei­
ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage­
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen­
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über­
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü­
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge­
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel­
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön­
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultie­
ren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könn­
te, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage­
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei­
dungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs­
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs­
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesent­
liche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig­
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstel­
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam­
keit dieser Systeme der Gesellschaft abzuge­
ben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­
hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent­
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage des Unternehmens. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ablei­
tung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­
ben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll­
system, die wir während unserer Prüfung fest­
stellen. 

- Die Geschäftsführung ­

Ortsübliche Bekannt­
machung über die 
Auslegung eines 
Planfeststellungs­
beschlusses 
Planfeststellungsbeschluss zur Schließung 
der Deichlücke in Düsseldorf in der Ortslage 
Himmelgeist, 3. Planabschnitt - „Himmel­
geister Landstraße“ - zwischen Rheinstrom-
km 730,05 und 730,70, rechtes Ufer 

Der Planfeststellungsbeschluss der Bezirksregie­
rung Düsseldorf vom 08.07.2020 – Az.: 
54.04.01.19-48 – liegt mit den festgestellten 
Planunterlagen gemäß § 74 Abs. 4 S. 2 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen (VwVfG NRW) und § 27 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVPG) 

in der Zeit vom 31.08.2020 bis 14.09.2020 
einschließlich 

bei der Stadt Düsseldorf, Rathaus Benrath, 
Benrodestr. 46, 40597 Düsseldorf, 
nach vorheriger Terminvereinbarung zu jeder­
manns Einsicht aus: 

Zur Terminvereinbarung besteht die telefoni­
sche Erreichbarkeit der 
Bezirksverwaltungsstelle unter der Telefon­
nummer 0211 – 89 97112 in der Zeit von 

Montags bis Donnerstag 
von 9:00 bis 12:00 Uhr 
sowie 14:00 bis 16:00 Uhr 
Freitags 
von 9:00 bis 12:00 Uhr 
sowie über die E-Mail-Adresse: 
bezirksverwaltungsstelle.09@duesseldorf.de 

Die geltenden Abstands- und Hygieneregeln 
sind bei der Einsichtnahme zu beachten. 

Zusätzlich kann der Planfeststellungsbeschluss 
über die Internetseite der Bezirksregierung 
Düsseldorf (www.brd.nrw.de) unter der Rubrik 
„Aktuelle Offenlagen“ eingesehen werden. 

Der Planfeststellungsbeschluss wird den 
Beteiligten, über deren Einwendungen entschie­
den worden ist, zugestellt. Mit dem Ende der 
Auslegungsfrist gilt der Beschluss den übrigen 
Betroffenen gegenüber als zugestellt (§ 74 Abs. 
4 Satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes – 
VwVfG). 

Düsseldorf, 05.08.2020 

Bezirksregierung Düsseldorf 
-Obere Wasserbehörde­
54.04.01.19-48 

Im Auftrag 
gezeichnet 
Madeline Günther 

http:www.brd.nrw.de
mailto:bezirksverwaltungsstelle.09@duesseldorf.de
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Konzernabschluss der Messe Düsseldorf GmbH  
Die Gesellschafterversammlung der Messe Düsseldorf GmbH von Mai 2020 hat den Konzernabschluss zum 31.12.2019 festgestellt. 

Konzernabschluss und Konzernlagebericht lie­
gen während der üblichen Geschäftszeiten 
im Verwaltungsgebäude A, 11. OG, Zimmer 11.11, 
zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Konzernabschlusses 
und des Konzernlageberichts beauftragte 
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat 
am 03. April 2020 folgenden Bestätigungsver­
merk erteilt: 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Konzernabschluss der Messe 
Düsseldorf GmbH, Düsseldorf, und ihrer Toch­
tergesellschaften (der Konzern) – bestehend 
aus der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2019, 
der Konzern-Gewinn und Verlustrechnung, dem 
Konzerneigenkapitalspiegel und der Konzernka­
pitalflussrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem 
Konzernanhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Konzern­
lagebericht der Messe Düsseldorf GmbH für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2019 geprüft. Die Erklärung zur 
Unternehmensführung nach § 289f Abs. 4 HGB 
(Angaben zur Frauenquote), die im Konzern­
lagebericht enthalten ist, haben wir in Einklang 
mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Konzernabschluss 
in allen wesentlichen Belangen den deut­
schen handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre­
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
des Konzerns zum 31. Dezember 2019 sowie 
seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 und 

–	 vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Konzernlagebericht in Einklang 
mit dem Konzernabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünfti­
gen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prü­
fungsurteil zum Konzernlagebericht erstreckt 
sich nicht auf den Inhalt der oben genannten 
Erklärung zur Unternehmensführung. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Konzernab­
schlusses und des Konzernlageberichts geführt 
hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Konzernab­
schlusses und des Konzernlageberichts in Über­
einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs­
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unse­
re Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Kon­
zernabschlusses und des Konzernlageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von den Konzernunter-
nehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufs­
rechtlichen Vorschriften und haben unsere son­
stigen deutschen Berufspflichten in Überein­
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur­
teile zum Konzernabschluss und zum Konzernla­
gebericht zu dienen. 

Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen 
Informationen verantwortlich. Die sonstigen 
Informationen umfassen die Erklärung zur 
Unternehmensführung nach § 289f Abs. 4 HGB 
(Angaben zur Frauenquote). 

Unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss 
und zum Konzernlagebericht erstrecken sich 
nicht auf die sonstigen Informationen, und dem­
entsprechend geben wir weder ein Prüfungsur­
teil noch irgendeine andere Form von Prüfungs­
schlussfolgerung hierzu ab. 

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben 
wir die Verantwortung, die sonstigen Informa­
tionen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die 
sonstigen Informationen 

–	 wesentliche Unstimmigkeiten zum Konzern­
abschluss, zu den inhaltlich geprüften Kon­
zernlageberichtsangaben oder unseren bei 
der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen 
oder 

–	 anderweitig wesentlich falsch dargestellt 
erscheinen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Konzern­
abschluss und den Konzernlagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Konzernabschlusses, der 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 
in allen wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Konzernabschluss unter Beach­
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi­
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermit­
telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsät­
zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwen­
dig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbe­
absichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses 
sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant­
wortlich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fort­
führung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei­
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort­
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein­
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, 
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Konzernla­
geberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Konzerns vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Konzern­
abschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick­
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz­
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh­
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Konzernlageberichts in Übereinstimmung 
mit den anzuwendenden deutschen gesetzli­
chen Vorschriften zu ermöglichen, und um aus­
reichende geeignete Nachweise für die Aussa­
gen im Konzernlagebericht erbringen zu kön­
nen. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über­
wachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlus­
ses und des Konzernlageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtig­
ten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel­
lungen ist, und ob der Konzernlagebericht ins­
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Konzernabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Kon­
zernabschluss und zum Konzernlagebericht 
beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts­
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund­
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun­
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 
resultieren und werden als wesentlich angese­
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
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der Grundlage dieses Konzernabschlusses und 
Konzernlageberichts getroffenen wirtschaftli­
chen Entscheidungen von Adressaten beeinflus­
sen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Kon­
zernabschluss und Konzernlagebericht, pla­
nen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan­
gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf­
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als 
bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri­
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beab­
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Konzernabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Konzernlageberichts relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü­
fungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme abzugeben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des 
Konzerns zur Fortführung der Unternehmens­
tätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi­
cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Konzernabschluss und im Kon­
zernlagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie­
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unse­
res Bestätigungsvermerks erlangten Prü­
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass der Konzern seine Unternehmenstätig­
keit nicht mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Konzernabschlus­
ses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Konzernabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Konzernabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Konzerns ver­
mittelt. 

–	 holen wir ausreichende geeignete Prüfungs­
nachweise für die Rechnungslegungsinforma­
tionen der Unternehmen oder Geschäftstätig­
keiten innerhalb des Konzerns ein, um Prü­
fungsurteile zum Konzernabschluss und zum 
Konzernlagebericht abzugeben. Wir sind ver­
antwortlich für die Anleitung, Überwachung 
und Durchführung der Konzernabschlussprü­
fung. Wir tragen die alleinige Verantwortung 
für unsere Prüfungsurteile. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Konzernlage­
berichts mit dem Konzernabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm ver­
mittelte Bild von der Lage des Konzerns. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Konzernla­
gebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorien­
tierten Angaben von den gesetzlichen Vertre­
tern zugrunde gelegten bedeutsamen Annah­
men nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll­
system, die wir während unserer Prüfung fest­
stellen. 

- Die Geschäftsführung ­

Gesellschafter­
versammlung 1/2020 
vom 20. Mai 2020 

Beschluss 

Unter Bezugnahme auf den vom Aufsichtsrat 
der Messe Düsseldorf GmbH auf Empfehlung 
des Finanz- und Personalausschusses zur 
Kenntnis genommenen Berichts der Abschluss­
prüfer über den Jahresabschluss zum 31.12.2019 
und den Lagebericht stellt die Gesellschafter­
versammlung den Jahresabschluss der Messe 
Düsseldorf GmbH zum 31.12.2019 fest. 

Auf Empfehlung des Aufsichtsrates, dem dies 
von dem Finanz- und Personalausschuss emp­
fohlen wurde, nimmt die Gesellschafterver­
sammlung den Bericht der Abschlussprüfer über 
den Konzernabschluss zum 31.12.2019 und den 
Konzernlagebericht zur Kenntnis und billigt den 
Konzernabschluss. 

Teil A: 

Der Jahresabschluss der Messe Düsseldorf 
GmbH weist für das zum 31. Dezember 2019 
endende Geschäftsjahr einen Jahresüberschuss 
in Höhe von € 50.825.000,00 nach Steuern 
aus. 

Die Gesellschafterversammlung beschließt, die 
Ausschüttung einer Bruttodividende aus diesem 
Jahresüberschuss an die Gesellschafter der 
Messe Düsseldorf GmbH in Höhe von 
€ 18.895.000,00 zum 30. September 2020. 

Teil B: 

Die Gesellschafterversammlung beschließt, das 
verbleibende Jahresergebnis in Höhe von 
€ 31.930.000,00 auf neue Rechnung 
vorzutragen. 
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Öffentliche Zustellungen 
– Stadtkasse – 

Die Eintragungsanordnung 
VLST00682014/0017 vom 27.07.2020 an 
Bucur-Iulian Callu, Hasselsstraße 119 in 40599 
Düsseldorf. 

Die Eintragungsanordnung 
VLST00773642/0008 vom 21.07.2020 an 
Mohammed Mainuddin, Ronsdorfer Straße 91 in 
40233 Düsseldorf. 

Die Eintragungsanordnung VLST00731412/ 
0011 vom 09.03.2020 an Dana Zalabakova, 
Bankstraße 61 in 40476 Düsseldorf. 

Die Eintragungsanordnung kann bei der Stadt
kasse der Landeshauptstadt Düsseldorf, 
Erkrather Straße 349, 1. OG, Raum 125, 
40231 Düsseldorf eingesehen bzw. in Empfang 
genommen werden. 

­

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. 

Öffentliche Sitzungen 
Bezirksvertretung 10 
Dienstag, 25. August, 17 Uhr 
Städtische Gesamtschule, 
Stettiner Straße 98, Aula 
Schriftführerin: Karin Meves, 
Tel: 89-97543 

Bezirksvertretung 5 
Dienstag, 25. August, 17 Uhr 
Kaiserswerther Rathaus, 
Kaiserswerther Markt 23, Sitzungssaal 
Schriftführer: Günter Gläser, 
Tel: 89-93019 

Bezirksvertretung 4 
Mittwoch, 26. August, 15 Uhr 
Cecilien-Gymnasium, 
Schorlemer Straße 99, Aula, 1. Etage 
Schriftführer: Andre Wemmers-Hüsgen, 
Tel: 89-93012 

Hinweis zu Sitzungsunterlagen 

Die Unterlagen zu den Sitzungen der 
Ausschüsse und Bezirksvertretungen 
finden Sie in der Regel fünf Tage jeweils 
vor Sitzungstermin unter 
www.duesseldorf.de/rat/ratsinfo 

„Düsseldorfer Amtsblatt“ – Offizielles 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Düsseldorf 
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